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EU ‘96:  Eine Reform mit, ohne oder gegen die Bevölkerung?
Einstellungen der Deutschen und Franzosen zu 
Fragen der europäischen Einigung
1 Die Daten stammen aus den
Euro-Barometern 43 und 42
der Europäischen Kommissi-
on.Die Datenerhebung erfolg-
te im Mai/Juni 1995 bzw. No-
vember/Dezember 1994. Pri-
märforscher waren Karlheinz
Reif und Eric Marlier. Die Da-
tensätze wurden uns vom
Zentralarchiv für empirische
Sozialforschung an der Uni-
versität zu Köln freundlicher-
weise zur Verfügung gestellt.
Wenn am 29. März in Turinder Startschuß für die EU-Regie-
rungskonferenz zur Reform des Maa-
strichter Vertragswerks fällt,dann wer-
den nicht nur die Vertreter der 15 be-
teiligten Regierungen den Fortgang
und die Erfolgsaussichten der Ver-
handlungen bestimmen. Fünfzehn
weiteren »unsichtbaren« Mitspielern
wird eine bedeutende Rolle im Verlauf
der Konferenz zufallen, auch wenn sie
nicht am Verhandlungstisch sitzen:
Den öffentlichen Meinungen in den
fünfzehn Mitgliedsstaaten. Sie werden
stärker als in der Vergangenheit die
Verhandlungsführung und auch die
Kompromißbereitschaft der Regierun-
gen der einzelnen Mitgliedsstaaten be-
einflussen.
Im folgenden sollen auf der Grundlage
der jüngsten Euro-Barometerdaten1 die
europapolitischen Einstellungen der
Franzosen und der Deutschen zu Kern-
fragen der zukünftigen Integrationspoli-
tik vor Beginn der EU-Regierungskonfe-
renz beleuchtet werden. Beiden Län-
dern wird im Rahmen der EU-Regie-
rungskonferenz voraussichtlich erneut -
wie schon im Maastrichter Verhand-
lungsprozeß - eine Schlüsselrolle bei der
Suche nach tragfähigen Kompromissen
zufallen. Und in beiden Ländern ist auch
eine breite öffentliche Debatte über die
Reform der EU zu erwarten. Der franzö-
sische Staatspräsident, Jacques Chirac,
hatte im Präsidentschaftswahlkampf
1995 ein neuerliches Referendum über
die Verhandlungsergebnisse in Aussicht
gestellt - zumindest für den Fall substan-
tieller Integrationsfortschritte. Und
selbst wenn er dieses Wahlkampfver-
sprechen »vergessen« sollte, ist die euro-
papolitische Spaltung, die quer durch
das Regierungslager geht und vor allem
die neogaullistische Partei des Präsiden-
ten (RPR) entzweit, ein Garant für in-
nenpolitischen Zündstoff. Und in
Deutschland hat die einsetzende Debat-
te über Sinn und Modalitäten der
Währungsunion eines deutlich werden
lassen: Der europapolitische Grundkon-
sens der Parteien droht zu zerbrechen,
womit die europäische Integration zum
(dauerhaften?) innenpolitischen Streit-
objekt wird.
Wenn es eine zentrale Lehre aus dem
mehr als mühseligen Ratifikationspro-
zeß der Maastrichter Verträge von 1992
gibt,dann wohl die,daß die europäische
Einigung in Zukunft nicht mehr als rei-
nes Elitenprojekt vorangetrieben wer-
den kann. Das Demokratiedefizit, das
Fehlen einer breiten und kontinuierlich
geführten europapolitischen Debatte in
den Mitgliedsstaaten, erwies sich als
Achillesferse des Maastrichter Reform-
prozesses. Nach dem »Betriebsunfall«
des dänischen »Neins« im ersten Maa-
stricht-Referendum im Juni 1992 verur-
sachte der äußerst knappe Ausgang des
französischen Euro-Referendums im
September 1992 (51 % Ja-, 49 % Nein-
Lehren aus dem Maastricht-Ratifikationsprozeß 
Auch wenn die Einstellungender Bevölkerung zu Integrations-
fragen nicht generell als Indikator für
eine bewußte und reflektierte Zustim-
mung oder Ablehnung zu den aufge-
worfenen Fragen betrachtet werden
können, so geben sie zumindest wich-
tige Hinweise für die Handlungsspiel-
räume der Regierungen.
Uns stehen repräsentative Daten aus
beiden Ländern zu einer Reihe von Fra-
gen zur Verfügung, die auf der EU-Regie-
rungskonferenz behandelt werden.Wel-
ches Bild bietet die öffentliche Meinung
heute, kurz vor Beginn der EU-Regie-
rungskonferenz? Wie stehen die Deut-
schen und Franzosen zu Kernfragen der
zukünftigen Europapolitik?
Drei zentrale Fragen stehen zur Debat-
te: Die Reform der europäischen Institu-
tionen, die Fortentwicklung der Ge-
meinsamen Außen-und Sicherheitspoli-
tik der EU (GASP) und - zumindest im-
plizit - auch die Frage, ob die Integrati-
onsentwicklung zukünftig nach dem
Muster der verschiedenen Geschwindig-
keiten ablaufen soll oder sich gar eine
feste Kerngruppe von Staaten herausbil-





The Europeanisation of Con-
flict: Reflections from a Social
Movement Perspective, in:
West European Politics,18.Jg.,
Nr. 2 (April 1995), S. 223-251.
Stimmen) eine regelrechte Schockwelle
in den Reihen der proeuropäischen Eli-
ten der EU. Nur ein Prozent mehr Nein-
Stimmen in Frankreich hätten das kom-
plizierte Vertragswerk in den Orkus der
Integrationsgeschichte befördert.
Dieser 20. September 1992 markiert
einen echten Einschnitt in der Entwick-
lung der europäischen Einigung. Eine
weitere Vertiefung der Integration be-
darf einer bewußten,nicht lediglich pas-
siven Zustimmung der Bevölkerung und
kann nur das Resultat von breit und of-
fen geführten Europadebatten sein. Da-
mit wandeln sich die gesellschaftlichen
Grundlagen der Europapolitik. Dies be-
inhaltet Gefahren wie auch Chancen.
Die offenkundigsten Gefahren bestehen
darin, daß die Suche nach einer mög-
lichst breiten demokratischen Legitima-
tion der Integrationspolitik den Eini-
gungsprozeß verlangsamen kann und
von den Wechselfällen der innenpoliti-
schen Entwicklungen in den einzelnen
Mitgliedsstaaten abhängig macht. Einer
»Anti-Brüssel«-Rhetorik und einem an-
tieuropäischen Populismus bieten sich
neue politische Chancen. Auf der ande-
ren Seite kann längerfristig in Europa
nur dann Solides gebaut und die Integra-
tion vertieft werden, wenn eine aktive
und bewußte Unterstützung in der Be-
völkerung der Mitgliedsstaaten erreicht
werden kann. Hier liegt die Chance ei-
ner notwendigerweise kontroversen Eu-
ropadebatte, die die Bevölkerung tief
spalten kann, letztlich aber unvermeid-
lich ist. Die Alternative bestünde in ei-
nem schleichenden Akzeptanzverlust
der EU oder gar in Protestbewegungen,
die sich mehr oder weniger direkt gegen
Entscheidungen aus Brüssel oder gegen
die Europapolitik ihrer jeweiligen Regie-
rung wenden2. Die lange Streikbewe-
gung,die Frankreich im Spätherbst 1995
drei Wochen lang lahmgelegt hat, wäre
dann vielleicht nur ein Vorgeschmack
auf das, was uns in Zukunft erwarten
könnte.
Einstellungen der Deutschen und Franzosen zu
aktuellen Fragen der Integrationsentwicklung
Rest. Staatspräsident Chirac und seine
Regierung möchten vor allem die Re-
form der GASP vorantreiben und die
Westeuropäische Union (WEU) weiter
aufwerten und in den Integrationspro-
zeß einbeziehen.Diese Zielsetzung wird
von der Bundesregierung geteilt. Stärker
als Paris setzt Bonn allerdings auf die
Stärkung der Politischen Union3, eine
Verbesserung und größere Transparenz
von  Entscheidungsmechanismen    und
-abläufen, auf eine Ausweitung von
Mehrheitsentscheidungen im verge-
meinschafteten Bereich, aber auch im
GASP-Rahmen, sowie auf eine Stärkung
des Europäischen Parlaments. Hinsicht-
lich der Ausweitung von Mehrheitsent-
scheidungen ist der gaullistische Staats-
präsident Chirac und seine Regierung
dagegen viel zögerlicher. Deutliche Dif-
ferenzen sind zwischen beiden Regie-
rungen auch bezüglich der Fortentwick-
lung des »Dritten Pfeilers«, der Zusam-
menarbeit im Bereich Inneres und Justiz
zu erkennen.Hier drängt die Bonner Re-
gierung auf spürbare Fortschritte und
befürwortet eine (Teil-)Vergemeinschaf-
tung des dritten Pfeilers, z. B. in der Visa-
politik4. Paris kann man in diesem Be-
reich gewiß keine übereifrigen Refor-
mambitionen nachsagen. Beiden ge-
meinsam ist die Überzeugung, daß in
der EU nicht der langsamste Wagen das
Tempo des Integrationsgeleitzugs be-
stimmen darf.Ein Europa der zwei (oder
mehr) Geschwindigkeiten halten Paris
wie Bonn für eine realistische Option
für die zukünftige Integrationsmetho-
de.5
In welchen Punkten eilen die Regie-
rungen ihren Bevölkerungen voraus, wo
wären die Bevölkerungen reformfreudi-
ger als ihre Regierungen? Für eine Reihe
von Politikbereichen wurde danach ge-
fragt, ob diese von der nationalen Regie-
rung oder aber gemeinsam innerhalb
der EU entschieden werden sollten.
Aus Tabelle 1 geht hervor,daß der Aus-
bau einer gemeinsamen Außenpolitik6 in
beiden Ländern eine überwältigende
und eine gemeinsame europäische Ver-
teidigungspolitik ebenfalls eine breite
Unterstützung in der Bevölkerung ge-




3 Darunter wurde in der Ver-
gangenheit in Deutschland in
aller Regel die Stärkung der
europäischen Institutionen
und der Ausbau der  Suprana-
tionalität, in Frankreich dage-
gen der Ausbau der außenpoli-
tischen EU-Zusammenarbeit
verstanden.
4 Vgl. die Stellungnahme des
Staatssekretärs im Bundesmi-
nisterium des Innern, Kurt
Schelter: Innenpolitische Zu-
sammenarbeit in Europa zwi-
schen Maastricht und Regie-
rungskonferenz 1996, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B
1-2/1996, S. 25.
5 Vgl. das Interview mit dem
französischen Außenminister
Hervé de Charette im Figaro v.
20.12.1995.
6 Die Antwortvorgabe lautete
»Die Außenpolitik gegenüber
Ländern außerhalb der EU«.
7 Aus Platzgründen kann im
folgenden die jeweiligen Fra-
geformulierung nicht immer
vollständig wiedergegeben
werden. Sie ist nachzulesen in
den Berichten der Europäi-
schen Kommission: Eurobaro-
meter 42 bzw. 43. Die öffentli-
che Meinung in der Europäi-
schen Union,Brüssel,Frühjahr
1995 bzw.Herbst 1995.Die zu
100 %  fehlenden  Prozentan-
teile entfallen auf Antwortver-








































































































Frankreich Deutschland Deutschland (West) Deutschland (Ost)
national EU national EU national EU national EU
Tabelle 1:  Nationale oder europäische Zuständigkeit für einzelne Politikbereiche?
(in Prozent)7
Quelle: Eurobarometer 43
zwischen Frankreich und Deutschland
in der Befürwortung der Entscheidung
über Verteidigungsfragen auf EU-Ebene
ist meilenweit entfernt von den Unter-
schieden der politischen Praxis, die in
Deutschland seit Jahrzehnten von einer
vollen Integration der Verteidigungspoli-
tik in die NATO-Strukturen, in Frank-
reich dagegen von einer bewußten Be-
tonung nationaler Unabhängigkeit und
Entscheidungsfreiheit gekennzeichnet
ist.Ein möglicher Mißerfolg bei der Fort-
entwicklung der GASP kann demnach
gewiß nicht mit einer Zurückhaltung
der öffentlichen Meinung in Deutsch-
land und Frankreich in dieser Frage ent-
schuldigt werden.
Eine interessante Parallele zwischen
der öffentlichen Meinung in Frankreich
und Deutschland ergibt sich auch hin-
sichtlich der Fragen zum »3. Pfeiler« der
EU, also zum Bereich Inneres und Justiz.
Hier gibt es in beiden Staaten klare (Ein-
wanderungspolitik, Regeln für politi-
sches Asyl) bis überwältigende (Drogen-
bekämpfung) Mehrheiten für eine Zu-
ständigkeit der EU. In diesem Bereich
sind sich offenbar die Bevölkerungen
viel näher als die Regierungen. Auch die
Umweltpolitik sähen Deutsche und
Franzosen jeweils mit zwei Dritteln
Mehrheit lieber in der Zuständigkeit der
EU.
Ein deutlicher und politisch schwer-
wiegender Unterschied zwischen den
öffentlichen Meinungen beider Länder
läßt sich in der Beurteilung der
Währungspolitik erkennen. Während
die Franzosen mehrheitlich eine Zustän-
digkeit der EU für wünschbar halten
(61% dafür, 34% dagegen), fällt die Zu-
stimmung in Deutschland mit 53% (41%
dagegen) deutlich geringer aus, zeigt al-
lerdings gegenüber 1994 eine steigende
Tendenz (in der Herbstumfrage 1994
sprachen sich noch 48% für eine natio-
nale und 46% für eine europäische Zu-
ständigkeit aus). Ein anderes Bild ergibt
sich jedoch, wenn man direkt danach
fragt,ob es »eine Europäische Währungs-
union geben (sollte), die bis 1999 die
DM/den Franc und alle anderen nationa-
len Währungen der Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union ersetzt«, wie es der
Maastrichter Vertrag vorsieht:
In beiden Ländern ergeben sich inter-
essante Unterschiede in der Beurteilung
der Währungsunion je nach politischem
Standort des Befragten.Sowohl in Frank-
reich als auch in der Bundesrepublik
steht die politische Klientel der konser-
vativ-liberalen Mehrheit, also die Wähler
der Mitte und der Rechten, der
Währungsunion deutlich skeptischer
gegenüber als die Linken. Allerdings
sind in Frankreich auch auf der politi-
schen Rechten Mehrheiten für die
Währungsunion zu finden, nicht so je-
doch in Deutschland. Die skeptische
und ablehnende Haltung zur Währungs-
union in ihrem eigenen Wählerpotential
dürfte der Bundesregierung die Aufga-
be, Zustimmung für die Währungsunion













dafür dagegen dafür dagegen dafür dagegen dafür dagegen
Tabelle 2: 
Zustimmung/Ablehnung der einheitli-





In beiden Ländern fällt die Befürwor-
tung der Währungsunion jedoch bei den
»Meinungsführern«8 deutlich höher aus
als bei den wenig politisch Interessier-
ten (Frankreich: Zustimmung bei Mei-
nungsführern 68%, bei Nicht-Meinungs-
führern 59% ; Deutschland: 43% vs.
33%). Allerdings wird die Währungsuni-
on in Deutschland auch von einer relati-
ven Mehrheit der Meinungsführer abge-
lehnt (48%), von den Nicht-Meinungs-
führern mit absoluter Mehrheit (52%).
Eine klare und wachsende Zustimmung
besitzt die Währungsunion in Deutsch-
land derzeit wohl nur in den politisch-
administrativen und wirtschaftlichen
Eliten.9
Zwar steht die Einheitswährung nicht
auf dem Reformprogramm der EU-Re-
gierungskonferenz. Da sich aber die in
Deutschland mit Macht einsetzende Dis-
kussion über die Währungsunion (die ei-
gentlich,wie in Frankreich,schon im Zu-
ge der Maastrichtdebatte hätte geführt
werden müssen) aller Voraussicht nach
im Zeitraum der Regierungskonferenz
(Ende März 1996 bis ca. Frühsommer
1997) weiter verschärfen wird, ist eine
negative Rückwirkung auf die Akzep-
tanz der EU-Reformergebnisse in
Deutschland keineswegs auszu-
schließen. Doch zwei Drittel der Deut-
schen sind heute schon der Meinung,
daß die Währungsunion mittelfristig
kommen wird, ob sie es  wollen oder
nicht. Sie sind davon überzeugt, daß die
Währungsunion bis zum Jahre 2010
Wirklichkeit geworden sein wird (65%
»ja«, 22% »nein«). In Frankreich sind die-
jenigen, die an die Realität der europäi-
schen Einheitswährung bis zum Jahr
2010 glauben, noch zahlreicher (77%
»ja«, 17% »nein«). In diesem so entschei-
denden Bereich der Integrationsent-
wicklung des kommenden Jahrzehnts
weiß sich die französische Regierung in
Übereinstimmung mit ihrer öffentlichen
Meinung, während die Bundesregierung
noch ganz erhebliche Überzeugungsar-
beit wird leisten müssen.
Nun mag es für viele Bürger schwer
sein zu beurteilen, in welchen Politikbe-
reichen eher auf EU-Ebene, in welchen
eher auf nationaler Ebene entschieden
werden sollte. Leichter dürfte ihnen die
Antwort auf die allgemeiner formulierte
Frage nach dem Grad an Eigenständig-
keit fallen, die jedes Land in Zukunft be-
wahren kann,und danach,ob sich das ei-
gene Land bei bestimmten Entscheidun-
gen überstimmen lassen soll. Gerade
hinsichtlich des für wünschbar gehalte-
nen Ausmaßes an supranationaler und
rein zwischenstaatlicher Entscheidungs-
findung haben sich die Regierungsposi-
tionen in Bonn und Paris in der Vergan-
genheit stets deutlich unterschieden. Ei-
ne stärkere Betonung der intergouver-
nementalen Methode der europäischen
Einigung auf französischer Seite ist un-
ter dem gaullistischen Staatspräsidenten
Chirac im Vorfeld von »Maastricht II« er-




1999 nach dem politischem Standort
des Befragten (in Prozent)
Frankreich 
Links Mitte Rechts
dafür 70 65 53
dagegen 23 31 41
Deutschland
Links Mitte Rechts
dafür 45 36 35
dagegen 45 52 57
Quelle: Eurobarometer 43
8 Als Meinungsführer werden
Personen definiert,die mit Freun-
den und Familienangehörigen
häufig über Politik diskutieren
und von sich selbst sagen,daß sie
oft versuchen, andere von ihrer
Meinung zu überzeugen.
9 Vgl. die Ergebnisse einer
Wiederholungsbefragung von
600 Führungskräften – Politi-
kern,Topmanagern und Beam-
ten - durch das Istitut für De-
moskopie, Allensbach, deren
jüngste Ergebnisse veröffent-




Die EU-Regierungskonferenz1996/97 wird deutlich machen,
ob Integrationsfortschritte zukünftig
im Kreise aller Mitglieder noch mög-
lich sein werden oder nicht. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte
mit ihrem am 1. September 1994 ver-
öffentlichten Positionspapier zur Zu-
kunft der EU10, das sich für ein Ker-
neuropamodell aussprach, für einige
Aufregung und Diskussionen gesorgt.
Ein Europa der zwei Geschwindigkeiten?
10CDU/CSU-Bundestagsfraktion:
Überlegungen zur europäi-
schen Politik, Bonn, Septem-
ber 1994.
Zwar ist die französische Bevölkerung
geringfügig »intergouvernementaler«
eingestellt als die deutsche (Tabelle 4).
Doch angesichts der Unterschiede auf
Regierungsebene, die in der Vergangen-
heit teilweise (auch innerhalb beider
Länder) regelrecht als Glaubensstreit
ausgetragen wurden, sind die Differen-
zen in den öffentlichen Meinungen
Frankreichs und Deutschlands geradezu
als vernachlässigbar zu bezeichnen.
Es ist in der Tat erstaunlich, daß Jahr-
hunderte währende unterschiedliche
Erfahrungen mit einem unitarischen
und zentralistischen Nationalstaat in
Frankreich und mit Föderationen und ei-
nem hohen Ausmaß an Dezentralität in
Deutschland eine so ähnliche Struktur
der Antworten auf diese Frage nach der
Organisationsform Europas möglich ma-
chen.
Jedes Land behält seine Eigenständigkeit und
kümmert sich um seine Angelegenheiten.
Die Länder arbeiten manchmal zusammen, aber
sie geben ihre Eigenständigkeit nicht auf, und sie
müssen sich auch nie Entscheidungen unterwer-
fen, die eine Mehrheit von Ländern getroffen hat.
Die Länder arbeiten regelmäßig auf bestimmten
Gebieten zusammen, und zwar in gemeinsamen
Organisationen , an die sie einen Teil ihrer
Eigenständigkeit abtreten .D.h. sie müssen sich
auf diesen Gebieten den Mehrheitsentscheidun-
gen dieser gemeinsamen Organisationen
unterwerfen.
Die Länder geben ihre Eigenständigkeit vollstän-






Tabelle  4: 
Zukünftige Organisation Europas (Zustimmung in Prozent)
Quelle: Eurobarometer 42
Eine Differenzierung des Integrati-
onstempos erscheint für die Zukunft
sowohl der französischen wie auch
der deutschen Regierung unausweich-
lich. Mit der Verwirklichung der
Währungsunion ist sie ohnehin schon
vorprogrammiert. Doch welche Län-
der sollen beteiligt sein, und ist ein
fester, stabiler Kern denkbar? Eine Vor-
aussetzung dafür wäre gewiß, daß die
Bevölkerungen der beteiligten Länder
ein enges Zusammengehörigkeitsge-
fühl besitzen und sich darüber einig
sind,wer zum Kern gehören kann.Will
die Bevölkerung im deutsch-französi-
schen »Kern des festen Kerns«11 dieses
Europa der zwei (oder mehr) Ge-
schwindigkeiten überhaupt? Und wel-
che Länder könnten aus ihrer Sicht am
ehesten dazugehören?
In Frankreich wie auch in Deutsch-
land finden sich jeweils relative Mehr-
heiten für die Vorstellung eines Europas
der zwei Geschwindigkeiten (Tabel-
le 5). Franzosen und Deutsche unter-
scheiden sich nicht wesentlich in ihrer
Einschätzung, welche Mitgliedsstaaten
bereit sind, »die Entwicklung einer ge-
meinsamen europäischen Politik in be-
stimmten wichtigen Bereichen voranzu-
treiben« (Tabelle 6). Mit jeweils absolu-
ter Mehrheit glauben sie völlig überein-
stimmend, daß genau diejenigen fünf
Länder zu einer schnelleren Vertiefung
der Integration bereit sind, die im
»Schäuble-Lamers«-Papier als Kandida-
ten für ein Kerneuropa genannt wur-
den:Neben Frankreich und Deutschland
die Benelux-Staaten. Unterschiede erge-
ben sich in der Einschätzung der Spani-
er und Italiener.Beide werden von einer
absoluten Mehrheit der Franzosen zur
Spitzengruppe der europäischen Eini-
gung gerechnet, während die Deut-
schen sich wesentlich skeptischer hin-
sichtlich der  Integrationsfähigkeit oder
-willigkeit Spaniens und Italiens zeigen.
Insgesamt erweisen sich Franzosen und
Deutsche in ihren Einschätzungen zu
dieser Frage nicht nur als erstaunlich ho-
mogen, sondern auch als sehr reali-
stisch. Eine Expertenbefragung würde






Welche Länder sind zu einer schnelle-
ren Integrationsentwicklung bereit?




















dafür dagegen dafür dagegen
Tabelle 5: Bewertung eines Europa der






Viele Bürger haben Schwierigkeiten,
diese Art von europapolitischen Fragen
zu beantworten. Entsprechend hoch,
z.T. ungewöhnlich hoch für repräsenta-
tive Umfragen zu politischen Themen,
liegt der Anteil derer, die die Antwort
verweigern oder mit »weiß nicht« ant-
worten. Deshalb sollen zum Abschluß
noch zwei allgemeiner gehaltene Fragen
untersucht werden, die die Einschät-
zung des tatsächlichen Integrationstem-
pos und das von den Befragten für wün-
schenswert gehaltene Tempo der Verei-
nigung zum Gegenstand haben.Auf die-
se Frage eine Antwort zu geben dürfte
viel leichter fallen - und ist vermutlich
für die Bestimmung politischer Hand-
lungsspielräume der Regierungen von
größerer Bedeutung - als die Antworten
auf teilweise schwierige Einzelfragen.
Die Euro-Barometer enthalten seit eini-
gen Jahren eine 7-Punkte-Skala, auf der
die Befragten das derzeitige und das von
ihnen gewünschte Tempo der europäi-
schen Vereinigung einstufen können
(1=Stillstand,7=sehr schnell).
Aus Tabelle 7 geht hervor, daß Deut-
sche wie Franzosen die derzeitige Verei-
nigungsgeschwindigkeit für geringer
halten als die von ihnen gewünschte Ge-
schwindigkeit.
Diese fortbestehende Integrationsbe-
reitschaft ist angesichts einer Anzahl von
tief in das Alltagsleben der Menschen
eingreifenden Integrationsschritte der
letzten Jahre (vor allem die Verwirkli-
chung des Binnenmarkts zum 1.1.1993)
keineswegs selbstverständlich. Und an-
gesichts der in Maastricht beschlosse-
nen Schritte zur Währungsunion ist es
auch alles andere als selbstverständlich,
daß dies so bleibt. Denn was bislang für
viele Bürger noch sehr abstrakt und auf-
grund komplexer europäischer Struktu-
ren sehr undurchschaubar geblieben ist,
gewinnt mit der Aufgabe nationaler
Währungen einen Grad an Konkretion,
der kaum zu überbieten sein dürfte.
Um unsere bisherigen Befunde ein-
ordnen zu können, soll zum Abschluß
noch ein Blick auf die längerfristige Ent-
wicklungsdynamik der öffentlichen Mei-
nung zur europäischen Einigung in bei-
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Seit vielen Jahren wird in denvon der EU-Kommission halbjähr-
lich durchgeführten Eurobarometer-
umfragen danach gefragt, ob die Inter-
viewten im allgemeinen eher für oder
gegen die Bemühungen zur Einigung
Europas sind.12 Auf der Grundlage der
veröffentlichten Eurobarometerbe-
richte der EU-Kommission13 und des
Eurobarometer 43 wurde ein Index
berechnet, der die Nettounterstüt-
zung der europäischen Einigung in
Frankreich und Deutschland an-
zeigt.14
Folgendes Bild ergibt sich für die län-
gerfristige, allgemeine Unterstützung
des Einigungsprozesses in beiden Län-
dern:
In Westdeutschland wie in Frankreich
werden sehr hohe allgemeine Zustim-
mungsraten zur Einigung Westeuropas
sichtbar. Lediglich in Zeiten wirtschaftli-
cher Rezessionen - Anfang der achtziger
Jahre und stärker noch 1992 - läßt sich
ein deutlicher Rückgang der EG-/EU Un-
terstützung erkennen.Besonders drama-
tische Entwicklungen sind in den Neuen
Bundesländern zu beobachten. Die un-
glaublich hohen Zustimmungsraten zur
westeuropäischen Einigung zum Zeit-
punkt der deutschen Vereinigung beruh-
ten gewiß nicht auf einer soliden Infor-
mationsgrundlage und gefestigten Be-
wertungen der EG.Entsprechend drama-
tisch fiel diese Zustimmung ab, um sich
nach dem Abflauen der Rezession 1994
wieder etwas zu erholen.
Diese Frage nach der allgemeinen Zu-
stimmung zur (west-)europäischen Eini-
gung muß allerdings als eher »weicher«
Indikator für die Integrationsbereit-
schaft der Bürger betrachtet werden.
Die Zustimmung fällt hier recht leicht.
Als »härterer« Indikator ist die Frage
12 Die genaue Frageformulie-
rung lautet: »Sind Sie alles in
allem für oder gegen die der-
zeitigen Bemühungen zur Ver-
einigung Westeuropas?« Die
Antwortvorgaben sind »sehr
dafür«; »etwas dafür«; »etwas
dagegen«, »sehr dagegen« und
»weiß nicht«. Es wurden je-




öffentliche Meinung in der Eu-
ropäischen Union, Trends
1974-1994,Brüssel 1995.
14 Es wurde die Differenz zwi-
schen den positiven Antwor-
ten (»sehr dafür«, »etwas









































Abbildung 1:  Zustimmung zur Einigung Westeuropas in Frankreich und Deutsch-
land 1975-1995 (in Prozent)
Trends der Integrationsbereitschaft





nach   den   Vor- und Nachteilen   der
EG-/EU-Mitgliedschaft zu betrachten.15
Auch für diese Frage wurde wieder ein
Index gebildet, der die negativen Ant-
worten (keine Vorteile) von den positi-
ven (Vorteile) subtrahiert. Hier ergibt
sich ein ganz anderes, weniger rosiges
Bild als bei der sehr allgemein gehalte-
nen Frage nach der Unterstützung der
europäischen Einigung.
Es wird deutlich,daß die Rede von der
»Europamüdigkeit« der Bürger sowohl
in Frankreich als auch in Deutschland
für die frühen neunziger Jahre durchaus
eine Berechtigung hatte. Die interessan-
te Frage ist nun, ob diese deutlich
ungünstigere Bilanz der Vor- und Nach-
teile der EU-Mitgliedschaft in den Jahren
1992 und 1993 in erster Linie eine Folge
der schlechten Wirtschaftslage ist, oder
ob vielmehr die Diskussionen um den
Maastrichter Vertrag dauerhaft zu einer
größeren Skepsis gegenüber der EU ge-
führt haben. Ein Zusammenhang zwi-
schen der Wirtschaftsentwicklung und
der Entwicklung der Unterstützung für
die EG/EU ist in der Vergangenheit wie-
derholt festgestellt worden.16 Im Ver-
gleich zur Rezession zu Beginn der acht-
ziger Jahre fiel der negative Stimmungs-
umschwung zu Beginn der neunziger
Jahre deutlich stärker aus.Zwar stieg die
Zahl derjenigen,die überwiegend Vortei-
le der Mitgliedschaft ihres Landes sehen,
im Verhältnis zu denjenigen, für die die
Nachteile überwiegen, mit dem Ende
der jüngsten Rezession wieder an. Doch
in Frankreich, das Deutschland die Er-
fahrung einer in der Bevölkerung breit
geführten Europadebatte voraus hat, fiel
der Wiederanstieg viel geringer aus als
auf dieser Seite des Rheins. Ob darin ei-
ne dauerhafte Folgewirkung der Maa-
strichtdebatte zu sehen ist, kann heute
noch nicht schlüssig beantwortet wer-
den. Die Daten legen allerdings die Ver-
mutung nahe, daß der Erhalt einer brei-
ten Unterstützung der europäischen In-
tegration durch die deutsche und fran-
zösische Bevölkerung seit Beginn der











































15 Die Frage lautete: »Hat Ihrer
Meinung nach Deutschland
(Frankreich) insgesamt gese-
hen durch die Mitgliedschaft
in der Europäischen Union
Vorteile oder ist das nicht der
Fall?« Antwortvorgaben: »Vor-
teile«; »Ist nicht der Fall«;
»weiß nicht«. Wiederum wur-
de - mit Ausnahme des Jahres
1983 - jeweils die Herbstum-
frage herangezogen, bei zwei
Umfragen im Herbst die letz-
te.
16 Eine Untersuchung und Dis-
kussion des Einflusses der
Wirtschaftslage und -entwick-
lung auf die öffentliche Unter-
stützung der EG findet sich in:
Richard C. Eichenberg, Russel
J. Dalton: Europeans and the
European Community: the dy-
namics of public support for
European Integration, in: In-
ternational Organization, 47.
Jg., Nr 4 (Herbst 1993), S. 507-
534.
Abbildung 2: Hat Frankreich/Deutschland Vorteile durch EU-Mitgliedschaft?
1983-1995 (in Prozent)
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